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Teil 1 - In aller Kürze 

  Sofern nichts anderes vermerkt ist, ändern Sie bitte bei den nachfolgenden Rechtsvorschriften nur das Datum in Ihrem 
Rechtsverzeichnis. 
 

 

 
International 

International 

  Neufassung: ADR 
vom 29.11.2017 

Die Neufassung vom 29.11.2017 berücksichtigt:  
1. die Fassung der Bekanntmachung vom 17. April 2015 

(BGBl. 2015 II S. 504; 2016 II S. 50),  
2. den am 1. Januar 2017 in Kraft getretenen Artikel 1 der 

Verordnung vom 25. Oktober 2016 (BGBl. 2016 II S. 
1203; 2017 II S. 933) und  

3. den am 3. Januar 2018 in Kraft tretenden Artikel 1 der 
Änderungsverordnung vom 15. November 2017 (BGBl. 
2017 II S. 1378)  

 
 

 
EU 

EU 

  Änderung: Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 »REACH-Ver-
ordnung« 
vom 10.1.2018 
 

Die Änderung erfolgte mit der Verordnung (EU) 2018/35. 
Sie betreffen den Eintrag 70 des Anhangs XVII der REACH-
Verordnung (Beschränkungen der Herstellung, des Inver-
kehrbringens und der Verwendung bestimmter gefährlicher 
Stoffe, Gemische und Erzeugnisse) hinsichtlich  

 Octamethylcyclotetrasiloxan (D4) und  

 Decamethylcyclopentasiloxan (D5) 
 

 

 
Bund 

Emissionen / Immissionen 

  Änderung: 13. BImSchV »Verordnung über Großfeue-
rungs-, Gasturbinen- und Verbrennungsmotoranlagen« 
vom 19.12.2017 
 

Die Änderungen betreffen viele der Paragrafen. Sie resultie-
ren aus Anforderungen für die Zellstoffindustrie und für Raf-
finerien. Prüfen Sie im Einzelfall die Auswirkungen der Än-
derungen auf Ihren Betrieb. 
 

Energie 

  Änderung: EnSTransV »Energiesteuer- und Stromsteuer-
Transparenzverordnung« 
vom 2.1.2018 

Hier die wesentlichen Änderungen: 

 Im § 6 »Befreiung von der Anzeige- oder Erklärungs-
pflicht« wurde der Satz 1 des Absatzes 2 geändert. Dort 
heißt es nun »Der Antrag auf Befreiung ist bis zum 30. 
Juni des Kalenderjahres, in dem eine Anzeige nach § 4 o-
der eine Erklärung nach § 5 abzugeben ist, nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck in Schriftform beim zustän-
digen Hauptzollamt zu stellen.« 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefahr.gut/adr/adr_rid01/ueber.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefahr.gut/adr/adr_rid01/z16_0050.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefahr.gut/adr/adr_rid01/z16_1203.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefahr.gut/adr/adr_rid01/z17_1378.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/eu/05_09/06_1907gs.htm
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018R0035&rid=1
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/13bv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/steuer/enstransv_ges.htm
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 Neu eingefügt wurde der Paragraf 15 »Ordnungswidrig-
keiten« 

 Neu gefasst wurde die Anlage zu § 2 Abs. 1 
 

  Änderung: EnergieStV »Energiesteuerverordnung« 
vom 2.1.2018 
 

  Die für die Energiesteuer-Rückerstattung relevanten 
Paragrafen sind im Volltext (inkl. der Änderungen) im Teil 2 
des Infobriefs aufgeführt. 
 

  Änderung: StromNZV »Stromnetzzugangsverordnung« 
vom 19.12.2017 
 

 

  Änderung: StromStV »Stromsteuerverordnung« 
vom 2.1.2018 
 

  Die für die Stromsteuer-Rückerstattung relevanten Pa-
ragrafen sind im Volltext (inkl. der Änderungen) im Teil 2 
des Infobriefs aufgeführt. 
 

Gefahrgut 

  Änderung: GGVSee »Gefahrgutverordnung See« 
vom 5.1.2018 

Es handelt sich hierbei um eine Berichtigung der im letzten 
Infobrief vorgestellten Neufassung vom 7.12.2017. 
 

Sicherheit 

  Aufgehoben: MuSchRiV »Mutterschutzrichtlinienverord-
nung« 
zum 1.1.2018 

Die Inhalte sind in das neue Mutterschutzgesetz, das ab 
1.1.2018 gilt, übernommen worden. 
 
 

  Neu: DGUV Regel 109-602 »Branche Galvanik« 
vom 1.10.2017 

   Wenn es für Sie relevant ist, dann nehmen Sie die 
Rechtsvorschrift in Ihr Rechtsverzeichnis auf. Die DGUV Re-
gel enthält keine eigenständigen Betreiberpflichten. Sie 
fasst vielmehr die Anforderungen der unterschiedlichsten 
Rechtsvorschriften im Hinblick auf den Betrieb einer Galva-
nik zusammen. 
 

  Neu: DGUV Regel 113-020 »Hydraulik-Schlauchleitungen 
und Hydraulik-Flüssigkeiten« 
vom 10.1.2018 

Dies ist die bereits im Risolva Infobrief Ausgabe November 
2017 in Aussicht gestellte und nun veröffentlichte DGUV 
Regel, die die beiden außer Kraft gesetzten DGUV Regeln 
113-007 sowie 113-015 ersetzt. 
 

  Die Betreiberpflichten sind in Teil 2 des Infobriefs 
dargestellt. 
 

Wasser / Abwasser 

  Änderung: TrinkwV »Trinkwasserverordnung« 
vom 3.1.2018 
 

Der Anwendungsbereich der TrinkwV ist neu strukturiert 
worden. Dieser lautet nun: 
 
»§ 2 Anwendungsbereich 
(1) Diese Verordnung regelt die Qualität von Wasser für den 
menschlichen Gebrauch, im Folgenden als Trinkwasser be-
zeichnet. Sie gilt nicht für 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/steuer/energiestv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/stromnzv_gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/steuer/stromstv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefahr.gut/see_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/uvv/r100/109_602ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/uvv/r100/113_020ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/wasser/tvo/tkv_ges.htm
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1. natürliches Mineralwasser im Sinne des § 2 der Mineral- 
und Tafelwasser-Verordnung, 

2. Heilwasser im Sinne des § 2 Abs. 1 des Arzneimittelge-
setzes, 

3. Schwimm- und Badebeckenwasser, 
4. Wasser, das 

a. sich in einem wasserführenden Apparat befindet, 
der 
aa) zwar an die Trinkwasser-Installation ange-
schlossen ist, aber entsprechend den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik nicht Teil der Trink-
wasser-Installation ist und 
bb) mit einer den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik entsprechenden Sicherungseinrich-
tung ausgestattet ist und 

b. sich in Fließrichtung hinter der Sicherungseinrich-
tung nach Buchstabe a Doppelbuchstabe bb befin-
det,  

5. Trinkwasser im Sinne des § 3 Nr. 1 Buchstabe b, sofern 
die zuständige Behörde, die auch für Überwachungs-
maßnahmen nach dem Lebensmittel- und Futtermittel-
gesetzbuch zuständig ist, festgestellt hat, dass die Qua-
lität des verwendeten Wassers die Genusstauglichkeit 
des Enderzeugnisses nicht beeinträchtigen kann. […]« 

 
Weitere Informationen zu den Änderungen finden Sie unter 
der Rubrik Hintergrundinformationen. 
 

Sonstiges 
Ländervorschriften 

 
Brandenburg (Bbg) 

  Neufassung: TRSüw Bbg »Technische Regeln zur Selbst-
überwachung von Abwasseranlagen, Brandenburg« 
vom 2.1.2018 
 
 

Die Technische Regel enthält keine eigenständigen Betrei-
berpflichten, sondern sie regelt - wie seither auch - die 
Selbstüberwachung von Abwasserbehandlungsanlagen so-
wie Kanalsysteme. 
 

 
Mecklenburg-Vorpommern (MV) 

  Änderung: LBauO MV »Landesbauordnung Mecklenburg-
Vorpommern« 
vom 13.12.2017 
 
 

Die Änderung betrifft Windenergieanlagen. 

 
Nordrhein-Westfalen (NW) 

    Neufassung: BauO NW »Bauordnung Nordrhein-
Westfalen« 
vom 21.12.2017  

Die Änderung betrifft die Neufassung von 2016, die zum 
1.1.2019 in Kraft tritt. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/wasser/laender/bbg/trsuew_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/laender/mv/bo_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/laender/nrw/bo_ges.htm
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Teil 2 - Aktuelles für den Betreiber 

 
Bund 

  Änderung: EnergieStV »Energiesteuerverordnung« vom 2.1.2018 

Zu § 51 des Gesetzes: 
§ 95 Steuerentlastung für bestimmte Prozesse und Verfahren 
(1) Die Steuerentlastung nach § 51 des Gesetzes ist bei dem für den 
Antragsteller zuständigen Hauptzollamt mit einer Anmeldung nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck für alle Energieerzeugnisse zu beantragen, die 
innerhalb eines Entlastungsabschnitts verwendet worden sind. Der 
Antragsteller hat in der Anmeldung alle für die Bemessung der 
Steuerentlastung erforderlichen Angaben zu machen und die 
Steuerentlastung selbst zu berechnen. Die Steuerentlastung wird nur 
gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 31. Dezember des Jahres, das 
auf das Kalenderjahr folgt, in dem die Energieerzeugnisse verwendet worden 
sind, beim Hauptzollamt gestellt wird. 
 
(2) Entlastungsabschnitt für Anträge auf Gewährung einer Steuerentlastung 
nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes ist das Kalenderjahr. Bestimmt sich der 
maßgebende Zeitraum für die Zuordnung des Unternehmens zum 
Produzierenden Gewerbe nach § 15 Abs. 3 Satz 1 der Stromsteuer-
Durchführungsverordnung, kann der Antragsteller abweichend von Satz 1 das 
Kalendervierteljahr oder das Kalenderhalbjahr als Entlastungsabschnitt 
wählen. Das Hauptzollamt kann im Fall des Satzes 2 auf Antrag auch einen 
Zeitraum von einem Kalendermonat als Entlastungsabschnitt zulassen oder 
in Einzelfällen die Steuerentlastung unverzüglich gewähren. 
 
(2a) Entlastungsabschnitt ist nach Wahl des Antragstellers ein Zeitraum von 
einem Kalendervierteljahr, einem Kalenderhalbjahr oder einem Kalenderjahr. 
Das Hauptzollamt kann auf Antrag einen Zeitraum von einem 
Kalendermonat als Entlastungsabschnitt  für Anträge auf Gewährung der 
Steuerentlastung nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes zulassen oder in 
Einzelfällen die Steuerentlastung unverzüglich gewähren. 
 
(3) Dem Antrag sind beizufügen: 
1. im Fall des § 51 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes eine Beschreibung der 

wirtschaftlichen Tätigkeiten des Antragstellers im maßgebenden 
Zeitraum nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck, es sei denn, die 
Beschreibung liegt dem Hauptzollamt für den maßgebenden Zeitraum 
bereits vor; die Beschreibung muss es dem Hauptzollamt ermöglichen zu 
prüfen, ob die Energieerzeugnisse durch ein Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes verwendet worden sind, 

2. bei erstmaliger Antragstellung eine Betriebserklärung, in der die 
Verwendung der Energieerzeugnisse genau beschrieben ist.  

 

Die nebenstehenden Paragrafen be-
inhalten keine eigenständigen Betrei-
berpflichten. Sie konkretisieren ledig-
lich die entsprechenden Paragrafen 
des EnergieStG. 
 
Falls Sie es für notwendig erachten, 
übernehmen/überschreiben Sie die 
relevanten Paragrafen in Ihrem 
Rechtsverzeichnis. 
 

  Beachten Sie die Regelgungen. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/steuer/energiestv_ges.htm
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Weiteren Anträgen muss eine Betriebserklärung nur beigefügt werden, wenn 
sich Änderungen gegenüber der dem Hauptzollamt bereits vorliegenden 
Betriebserklärung ergeben haben. Der Antragsteller hat die Änderungen 
besonders kenntlich zu machen. 
 
(4) Der Antragsteller hat einen buchmäßigen Nachweis zu führen, aus dem 
sich für den Entlastungsabschnitt die Art, die Menge, die Herkunft und der 
genaue Verwendungszweck der Energieerzeugnisse ergeben müssen. 
 
(5) Zur Ermittlung der entlastungsfähigen Mengen sind die nach § 51 des 
Gesetzes verwendeten Mengen an Energieerzeugnissen zu messen. Das 
zuständige Hauptzollamt kann auf Antrag weitere Ermittlungsmethoden 
zulassen, wenn die steuerlichen Belange nicht beeinträchtigt werden.  
 
 
Zu den §§ 53 und 53a des Gesetzes 
§ 98 Steuerentlastung für die Stromerzeugung und die gekoppelte 
Erzeugung von Kraft und Wärme, Allgemeines 
(1) Zur Ermittlung der entlastungsfähigen Mengen sind die zur 
Stromerzeugung oder zur gekoppelten Erzeugung von Kraft und Wärme 
eingesetzten Energieerzeugnisse und die weiteren eingesetzten Brennstoffe 
und Hilfsenergie zu messen. Das zuständige Hauptzollamt kann auf Antrag 
andere Ermittlungsmethoden zulassen, wenn die steuerlichen Belange nicht 
beeinträchtigt werden. 
 
(2) Die zur Dampferzeugung eingesetzten Energieerzeugnisse sind den 
Dampfentnahmestellen entsprechend der jeweils entnommenen 
Dampfmenge und ihres Anteils an der Gesamtdampferzeugung zuzurechnen. 
 
(3) Wird aus Energieerzeugnissen erzeugte mechanische oder thermische 
Energie von einer anderen Person als dem Verwender der Energieerzeugnisse 
zur Stromerzeugung oder zur gekoppelten Erzeugung von Kraft und Wärme 
genutzt, ist dem Antrag nach § 99 oder § 99a zusätzlich für jede die 
mechanische oder die thermische Energie verwendende andere Person eine 
Selbsterklärung dieser anderen Person beizufügen. Die Selbsterklärung 
gemäß Satz 1 ist nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben und 
gilt als Steuererklärung im Sinne der Abgabenordnung. In der 
Selbsterklärung hat die andere Person im Sinne von Satz 1 Angaben über die 
vollständige oder anteilige Nutzung der mechanischen oder thermischen 
Energie zur Stromerzeugung oder zur gekoppelten Erzeugung von Kraft und 
Wärme zu machen. Wer eine Selbsterklärung abgibt, hat Aufzeichnungen zu 
führen, aus denen sich die Verwendung der mechanischen oder thermischen 
Energie eindeutig herleiten lässt. Die Aufzeichnungen müssen so beschaffen 
sein, dass es einem sachverständigen Dritten innerhalb einer angemessenen 
Frist möglich ist, die Aufzeichnungen zu prüfen. 
 
 

http://www.risolva.de/
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Zu § 53 des Gesetzes 
§ 99 Steuerentlastung für die Stromerzeugung 
(1) Die Steuerentlastung nach § 53 des Gesetzes ist für jede Anlage (§ 9) bei 
dem für den Antragsteller zuständigen Hauptzollamt mit einer Anmeldung 
nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck für alle Energieerzeugnisse zu 
beantragen, die innerhalb eines Entlastungsabschnitts verwendet worden 
sind. Der Antragsteller hat in der Anmeldung alle für die Bemessung der 
Steuerentlastung erforderlichen Angaben zu machen und die 
Steuerentlastung selbst zu berechnen. Die Steuerentlastung wird nur 
gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 31. Dezember des Jahres, das 
auf das Kalenderjahr folgt, in dem die Energieerzeugnisse verwendet worden 
sind, beim zuständigen Hauptzollamt gestellt wird. 
 
(2) Entlastungsabschnitt ist das Kalenderjahr. Hiervon abweichend können 
Antragsteller das Kalenderhalbjahr, das Kalendervierteljahr oder den 
Kalendermonat als Entlastungsabschnitt wählen, sofern der 
Entlastungsbetrag bereits im jeweils ersten gewählten Entlastungsabschnitt 
eines Kalenderjahres mindestens 10.000 Euro beträgt. 
 
(3) Bei erstmaliger Antragstellung sind für jede Anlage anzugeben oder dem 
Antrag beizufügen: 
1. der Name und die Anschrift des Betreibers sowie Angaben über die 

erstmalige Inbetriebnahme, 
2. ihr Standort, 
3. der Hersteller, der Typ und die Seriennummer, 
4. eine technische Beschreibung mit der Angabe des 

Durchschnittsverbrauchs je Betriebsstunde, 
5. Angaben zur elektrischen Nennleistung und zur Verwendung der 

mechanischen Energie, 
6. eine Darstellung der Mengenermittlung der eingesetzten 

Energieerzeugnisse und 
7. Angaben zur Verwendung der bezogenen Energieerzeugnisse.  
 
Das Hauptzollamt kann weitere Angaben und Unterlagen verlangen, wenn 
dies zur Sicherung des Steueraufkommens oder für die Steueraufsicht 
erforderlich ist. Bei Anlagen nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 oder § 9 Abs. 2 sind 
die nach den Sätzen 1 und 2 erforderlichen Angaben für jede zur Anlage 
gehörende KWK-Einheit oder Stromerzeugungseinheit vorzulegen. Der 
Antragsteller hat Änderungen der nach den Sätzen 1 bis 3 angegebenen 
Verhältnisse dem Hauptzollamt mit dem nächsten Antrag mitzuteilen. 
 
 
Zu § 53a des Gesetzes 
§ 99a Steuerentlastung für die gekoppelte Erzeugung von Kraft und 
Wärme 
(1) Die Steuerentlastung nach § 53a des Gesetzes ist für jede Anlage (§ 9) bei 
dem für den Antragsteller zuständigen Hauptzollamt mit einer Anmeldung 
nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck für alle Energieerzeugnisse zu 
beantragen, die innerhalb eines Entlastungsabschnitts verwendet worden 

http://www.risolva.de/
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sind. Der Antragsteller hat in der Anmeldung alle für die Bemessung der 
Steuerentlastung erforderlichen Angaben zu machen und die 
Steuerentlastung selbst zu berechnen (Steueranmeldung). Die 
Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 31. 
Dezember des Jahres, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem die 
Energieerzeugnisse verwendet worden sind, beim zuständigen Hauptzollamt 
gestellt wird. 
 
(2) Entlastungsabschnitt ist im Fall des § 53a Abs. 1 des Gesetzes in 
Verbindung mit § 53a Abs. 2 des Gesetzes, im Fall des § 53a Abs. 4 des 
Gesetzes in Verbindung mit § 53a Abs. 5 des Gesetzes sowie im Fall des § 53a 
Abs. 6 des Gesetzes das Kalenderjahr. Hiervon abweichend können 
Antragsteller das Kalenderhalbjahr, das Kalendervierteljahr oder den 
Kalendermonat als Entlastungsabschnitt wählen, sofern der 
Entlastungsbetrag bereits im jeweils ersten gewählten Entlastungsabschnitt 
eines Kalenderjahres mindestens 10.000 Euro beträgt. Wird als 
Entlastungsabschnitt das Kalenderjahr zugrunde gelegt, ist der 
Jahresnutzungsgrad der Anlage nachzuweisen. Wird dagegen ein anderer 
Entlastungsabschnitt gewählt, ist für jeden Monat des Entlastungsabschnitts 
der jeweilige Monatsnutzungsgrad nachzuweisen. 
 
(3) Entlastungsabschnitt im Fall des § 53a Abs. 1 des Gesetzes in Verbindung 
mit § 53a Abs. 3 des Gesetzes ist das Kalenderjahr. Hiervon abweichend 
können Antragsteller das Kalenderhalbjahr, das Kalendervierteljahr oder den 
Kalendermonat als Entlastungsabschnitt wählen, sofern 
1. sich der maßgebliche Zeitraum für die Zuordnung eines Unternehmens 

zum Produzierenden Gewerbe oder zur Land- und Forstwirtschaft nach 
§ 15 Abs. 3 Satz 1 der Stromsteuer-Durchführungsverordnung bestimmt 
und 

2. der Entlastungsbetrag bereits im jeweils ersten gewählten 
Entlastungsabschnitt eines Kalenderjahres mindestens 10.000 Euro 
beträgt.  

 
Wird als Entlastungsabschnitt das Kalenderjahr zugrunde gelegt, ist der 
Jahresnutzungsgrad nachzuweisen. Wird dagegen ein anderer 
Entlastungsabschnitt gewählt, ist für jeden Monat des Entlastungsabschnitts 
der jeweilige Monatsnutzungsgrad nachzuweisen. 
 
(4) Bei erstmaliger Antragstellung sind für jede Anlage anzugeben oder dem 
Antrag beizufügen: 
1. der Name und die Anschrift des Betreibers sowie Angaben über die 

erstmalige Inbetriebnahme, 
2. der Standort, 
3. der Hersteller, der Typ und die Seriennummer, 
4. Angaben zur elektrischen Nennleistung, 
5. eine technische Beschreibung mit der Angabe des 

Durchschnittsverbrauchs je Betriebsstunde, 
6. eine Beschreibung der installierten und betriebsfähigen Vorrichtungen 

zur Kraft- und Wärmenutzung, 

http://www.risolva.de/
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7. eine Darstellung der Mengenermittlung der eingesetzten 
Energieerzeugnisse, 

8. Angaben zur Nutzungsgradberechnung der Anlage und 
9. Angaben zur Verwendung der bezogenen Energieerzeugnisse.  
 
Im Fall des § 53a Abs. 6 des Gesetzes sind zusätzlich bei erstmaliger 
Antragstellung für jede Anlage anzugeben oder dem Antrag beizufügen: 
1. ein Nachweis der Hocheffizienz nach § 99b, und 
2. Angaben zur Absetzung für Abnutzung der Hauptbestandteile nach § 7 

des Einkommensteuergesetzes.  
 
Das Hauptzollamt kann weitere Angaben und Unterlagen verlangen, wenn 
dies zur Sicherung des Steueraufkommens oder für die Steueraufsicht 
erforderlich ist. Bei Anlagen nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 sind die nach den 
Sätzen 1 und 2 erforderlichen Angaben für jede zur Anlage gehörende KWK-
Einheit oder Stromerzeugungseinheit vorzulegen. Der Antragsteller hat 
Änderungen der nach den Sätzen 1 bis 4 angegebenen Verhältnisse dem 
Hauptzollamt jeweils mit dem nächsten Antrag auf eine Steuerentlastung 
mitzuteilen. 
 
(5) Im Fall einer Steuerentlastung nach § 53a Abs. 1 des Gesetzes in 
Verbindung mit § 53a Abs. 3 des Gesetzes hat der Antragsteller dem Antrag 
eine Beschreibung der wirtschaftlichen Tätigkeiten für den maßgebenden 
Zeitraum nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck beizufügen, es sei denn, 
die Beschreibung liegt dem Hauptzollamt für den maßgebenden Zeitraum 
bereits vor. Die Beschreibung muss es dem Hauptzollamt ermöglichen zu 
prüfen, ob die Energieerzeugnisse durch ein Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft im Sinne des 
§ 53a Abs. 3 des Gesetzes verwendet worden sind. 
 
(6) Eine Entlastung wird nur für diejenigen Energieerzeugnisse gewährt, die 
innerhalb des KWK-Prozesses verwendet worden sind. Für 
Energieerzeugnisse, die in den in § 3 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes genannten 
technischen Einrichtungen verwendet worden sind, wird keine 
Steuerentlastung gewährt. 
 
 
§ 99b Nachweis der Hocheffizienz 
(1) Als Nachweis für die Hocheffizienz werden anerkannt: 
1. vorbehaltlich Satz 2 ein Gutachten, das von einem unabhängigen 

Sachverständigen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
erstellt wurde, 

2. für Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung bis 50 Kilowatt: 
eine Kopie der Eingangsbestätigung des Bundesamtes für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle über die Anzeige nach Nr. 2 Buchstabe a oder 
Buchstabe b der Allgemeinverfügung vom 14. Januar 2016 zur Erteilung 
der Zulassung für kleine KWK-Anlagen mit einer elektrischen Leistung 
bis 50 Kilowatt (BAnz AT 02.02.2016 B3) oder 

http://www.risolva.de/


Infobrief  
Januar 2018 

 

 

© Risolva GmbH, Carl-Zeiss-Straße 18, 72555 Metzingen, www.risolva.de Seite 9 von 27 
Stand: Veröffentlichungen, die bis 24. Januar 2018 online verfügbar waren 

3. für Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung von mehr als 50 Kilowatt 
bis 2 Megawatt: 
eine Kopie des jeweiligen Zulassungsbescheides des Bundesamtes für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle.  

 
Die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik wird vermutet, 
wenn das Sachverständigengutachten auf der Grundlage und nach den 
Rechenmethoden der Richtlinie […] zur Energieeffizienz […] geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung erstellt worden ist. Der 
Antragsteller kann den Nachweis der Hocheffizienz entsprechend den 
Vorgaben des Anhangs II der Richtlinie 2012/27/EU insbesondere durch die 
Vorlage von Herstellernachweisen führen, wenn die Angaben von einem 
sachverständigen Dritten in angemessener Zeit nachvollzogen werden 
können und die steuerlichen Belange dadurch nicht beeinträchtigt werden. 
 
(2) Ist der Entlastungsberechtigte im Sinn des § 53a Abs. 4 des Gesetzes nicht 
zugleich Inhaber eines Nachweises nach Abs. 1, hat er neben dem Nachweis 
nach Abs. 1 eine Erklärung abzugeben, dass die dem Nachweis zugrunde 
liegenden technischen Parameter nicht verändert wurden. Das Hauptzollamt 
kann vom Inhaber des Nachweises nach Abs. 1 die Auskünfte verlangen, die 
für die Prüfung der Hocheffizienz der Anlage erforderlich sind. 
 
 
§ 99c Betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
(1) Die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für die Hauptbestandteile einer 
Anlage entsprechend § 53a Abs. 7 des Gesetzes wird regelmäßig unter 
Einbeziehung der Erfahrungswerte der steuerlichen Betriebsprüfung nach 
den §§ 193 ff. der Abgabenordnung beim Vollzug des § 7 des 
Einkommensteuergesetzes in der Form von Anschreibungstabellen für 
bestimmte Anlagegüter (AfA-Tabellen) bestimmt. Diese werden vom 
Bundesministerium der Finanzen in regelmäßigen Abständen aktualisiert und 
im Bundessteuerblatt Teil I sowie auf den Internetseiten des 
Bundesministeriums der Finanzen (www.bundesfinanzministerium.de) 
bekannt gegeben. Stellt das Finanzamt ausnahmsweise eine von den AfA-
Tabellen abweichende Nutzungsdauer fest, ist diese zugrunde zu legen. Die 
Steuerentlastung wird nur in dem Umfang und nur für diejenigen 
Kalendermonate gewährt, für die eine Absetzung für Abnutzung nach § 7 des 
Einkommensteuergesetzes in Anspruch genommen werden kann. Bei 
Wechsel des Eigentümers der Anlage gelten die Sätze 1 bis 4 sinngemäß. 
 
(2) Schreibt der Entlastungsberechtigte die Anlage (§ 9) nach § 7 des 
Einkommensteuergesetzes nicht selbst und im eigenen Namen ab, hat er den 
Nachweis zu erbringen, in welchem Umfang die Voraussetzungen nach Abs. 1 
gegeben sind. Das zuständige Hauptzollamt kann von demjenigen, der die 
Anlage abschreibt, die Auskünfte verlangen, die für die Prüfung der 
Absetzung für Abnutzung (AfA) der Anlage erforderlich sind. 
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(3) Erfolgt für die Anlage keine Absetzung für Abnutzung nach § 7 des 
Einkommensteuergesetzes, sind die Absätze 1 und 2 sinngemäß 
anzuwenden. 
 
(4) Die Kosten für eine Neuerrichtung der Anlage im Sinne des § 53a Abs. 7 
Satz 3 des Gesetzes werden anhand der Marktpreise errechnet, die zum 
Zeitpunkt der Erneuerung der Hauptbestandteile der gesamten Anlage üblich 
sind. Die Kosten für einen Zubau (§ 9) stehen in diesem Fall den Kosten einer 
Erneuerung von Hauptbestandteilen der Anlage gleich. 
 
(5) Eine Entlastung wird nur gewährt, soweit die eingesetzten 
Energieerzeugnisse innerhalb des KWK-Prozesses verwendet worden sind. 
Für Energieerzeugnisse, die in den in § 3 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes 
genannten technischen Einrichtungen verwendet worden sind, wird keine 
Steuerentlastung gewährt.  
 
 
Zu § 54 des Gesetzes 
§ 100 Steuerentlastung für Unternehmen 
(1) Die Steuerentlastung nach § 54 des Gesetzes ist bei dem für den 
Antragsteller zuständigen Hauptzollamt mit einer Anmeldung nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck für alle Energieerzeugnisse zu beantragen, die 
innerhalb eines Entlastungsabschnitts verwendet worden sind. Der 
Antragsteller hat in der Anmeldung alle für die Bemessung der 
Steuerentlastung erforderlichen Angaben zu machen und die 
Steuerentlastung selbst zu berechnen. Die Steuerentlastung wird nur 
gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 31. Dezember des Jahres, das 
auf das Kalenderjahr folgt, in dem die Energieerzeugnisse verwendet worden 
sind, beim Hauptzollamt gestellt wird. 
 
(2) Entlastungsabschnitt ist das Kalenderjahr. Bestimmt sich der 
maßgebende Zeitraum für die Zuordnung eines Unternehmens zum 
Produzierenden Gewerbe oder zur Land- und Forstwirtschaft nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 der Stromsteuer-Durchführungsverordnung, kann der Antragsteller 
abweichend von Satz 1 das Kalendervierteljahr oder das Kalenderhalbjahr als 
Entlastungsabschnitt wählen. Das Hauptzollamt kann im Fall des Satzes 2 auf 
Antrag auch den Kalendermonat als Entlastungsabschnitt zulassen. Eine 
Steuerentlastung wird in den Fällen der Sätze 2 und 3 jedoch nur gewährt, 
wenn der Entlastungsbetrag den Betrag nach § 54 Abs. 3 des Gesetzes bereits 
im jeweils ersten Entlastungsabschnitt eines Kalenderjahres überschreitet. 
 
(3) Der Antragsteller hat dem Antrag eine Beschreibung seiner 
wirtschaftlichen Tätigkeiten im maßgebenden Zeitraum gemäß § 15 Abs. 3 
der Stromsteuer-Durchführungsverordnung nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck beizufügen, es sei denn, die Beschreibung liegt dem Hauptzollamt 
bereits vor. Die Beschreibung muss es dem Hauptzollamt ermöglichen zu 
prüfen, ob die Energieerzeugnisse durch ein Unternehmen im Sinn des § 2 
Nr. 3 oder Nr. 5 des Stromsteuergesetzes verwendet worden sind. 
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(4) Eine Schätzung der jeweils selbst oder von einem anderen Unternehmen 
(§ 100a) des Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft 
verwendeten Wärmemengen und der für die Erzeugung der Wärme 
verbrauchten Energieerzeugnisse ist zulässig, soweit 
1. eine genaue Ermittlung der Mengen nur mit unvertretbarem Aufwand 

möglich wäre und 
2. die Schätzung nach allgemein anerkannten Regeln der Technik erfolgt 

und für nicht sachverständige Dritte jederzeit nachprüf- und 
nachvollziehbar ist.  

 
(5) Der Antragsteller hat einen buchmäßigen Nachweis zu führen, aus dem 
sich für den jeweiligen Entlastungsabschnitt ergeben müssen: 
1. die Art, die Menge, die Herkunft und der genaue Verwendungszweck der 

verbrauchten Energieerzeugnisse, 
2. soweit die erzeugte Wärme durch ein anderes Unternehmen des 

Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft verwendet 
worden ist (§ 100a): 
a. der Name und die Anschrift dieses anderen Unternehmens sowie 
b. die Wärmemengen, die durch dieses andere Unternehmen jeweils 

verwendet worden sind, sowie die Menge der für die Erzeugung der 
Wärme jeweils verbrauchten Energieerzeugnisse.  

 
 
§ 100a Verwendung von Wärme durch andere Unternehmen 
(1) Soweit eine Steuerentlastung für die Erzeugung von Wärme, die durch ein 
anderes Unternehmen des Produzierenden Gewerbes oder der Land- und 
Forstwirtschaft im Sinn des § 2 Nr. 3 oder Nr. 5 des Stromsteuergesetzes 
verwendet worden ist, beantragt wird, sind dem Antrag nach § 100 Abs. 1 
zusätzlich beizufügen: 
1. für jedes die Wärme verwendende andere Unternehmen des 

Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft eine 
Selbsterklärung dieses anderen Unternehmens nach Abs. 2 und 

2. eine Aufstellung, in der die für die Wärmeerzeugung verwendeten 
Energieerzeugnisse diesen anderen Unternehmen jeweils zugeordnet 
werden.  

 
Die Vorlage einer Selbsterklärung nach Satz 1 Nr. 1 ist nicht erforderlich, 
wenn diese dem zuständigen Hauptzollamt für das Kalenderjahr, für das die 
Steuerentlastung beantragt wird, bereits vorliegt. 
 
(2) Die Selbsterklärung ist gemäß Satz 2 und 3 nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck abzugeben. Darin hat das andere Unternehmen 
des Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft 
insbesondere seine wirtschaftlichen Tätigkeiten im maßgebenden Zeitraum 
zu beschreiben. § 100 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. Auf die Beschreibung 
der wirtschaftlichen Tätigkeiten wird verzichtet, wenn dem für das andere 
Unternehmen des Produzierenden Gewerbes oder der Land- und 
Forstwirtschaft zuständigen Hauptzollamt eine Beschreibung der 
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wirtschaftlichen Tätigkeiten für den maßgebenden Zeitraum bereits vorliegt. 
Die Selbsterklärung gilt als Steuererklärung im Sinn der Abgabenordnung. 
 
(3) Der Antragsteller hat sich die von einem anderen Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft jeweils 
verwendeten Wärmemengen bestätigen zu lassen. Soweit die jeweils 
bezogene Wärmemenge von einem anderen Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft vollständig 
selbst verwendet worden ist, reicht eine Bestätigung des anderen 
Unternehmens über die vollständige Verwendung der Wärme ohne Angabe 
der Menge aus. Die vollständige oder anteilige Nutzung durch ein anderes 
Unternehmen des Produzierenden Gewerbes oder der Land- und 
Forstwirtschaft muss sich eindeutig und leicht nachprüfbar aus den bei dem 
Antragsteller vorhandenen Belegen ergeben. Der Antragsteller nimmt die 
Bestätigungen zu seinen steuerlichen Aufzeichnungen. 
 
(4) Wer eine Bestätigung nach Abs. 3 ausstellt, hat gemäß Satz 2 
Aufzeichnungen zu führen, aus denen sich die insgesamt bezogenen, die 
selbst verwendeten und die an Dritte abgegebenen Wärmemengen herleiten 
lassen. Die Aufzeichnungen müssen so beschaffen sein, dass es einem 
sachverständigen Dritten innerhalb einer angemessenen Frist möglich ist, die 
Aufzeichnungen zu prüfen. § 100 Abs. 4 gilt entsprechend. Das andere 
Unternehmen unterliegt im Entlastungsverfahren der Steueraufsicht nach 
§ 209 Abs. 3 der Abgabenordnung. 
 
(5) Vom Antragsteller erzeugte Wärme gilt nicht als durch ein anderes 
Unternehmen verwendet, wenn 
1. dieses andere Unternehmen die Wärme im Betrieb des Antragstellers 

verwendet, 
2. solche Wärme üblicherweise nicht gesondert abgerechnet wird und 
3. der Empfänger der unter Verwendung der Wärme erbrachten Leistungen 

der Antragsteller ist.  
 
 
Zu § 55 des Gesetzes 
§ 101 Steuerentlastung für Unternehmen in Sonderfällen 
(1) Die Steuerentlastung nach § 55 des Gesetzes ist bei dem für den 
Antragsteller zuständigen Hauptzollamt nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck für alle Energieerzeugnisse zu beantragen, die innerhalb eines 
Kalenderjahres (Abrechnungszeitraum) verwendet worden sind. Die 
Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 31. 
Dezember des Jahres, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem die 
Energieerzeugnisse verwendet worden sind, bei dem für den Antragsteller 
zuständigen Hauptzollamt gestellt wird. 
 
(2) Bestimmt sich der maßgebende Zeitraum für die Zuordnung eines 
Unternehmens zum Produzierenden Gewerbe nach § 15 Abs. 3 Satz 1 der 
Stromsteuer-Durchführungsverordnung, kann das Hauptzollamt auf Antrag 
einen vorläufigen Entlastungszeitraum von einem Kalendermonat, einem 
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Kalendervierteljahr oder einem Kalenderhalbjahr (vorläufiger 
Abrechnungszeitraum) zulassen und die Steuerentlastung für innerhalb eines 
vorläufigen Abrechnungszeitraums verwendete Energieerzeugnisse 
gewähren. Zur Errechnung der Höhe der Steuerentlastung ist § 55 des 
Gesetzes sinngemäß auf den vorläufigen Abrechnungszeitraum anzuwenden. 
Eine Steuerentlastung nach Satz 1 wird nur dann gewährt, wenn 
1. die Summe aus dem Steueranteil nach § 55 Abs. 3 des Gesetzes und der 

Stromsteuer nach § 10 Abs. 1 Satz 1 bis 4 des Stromsteuergesetzes 
bereits im ersten vorläufigen Abrechnungszeitraum im Kalenderjahr den 
Unterschiedsbetrag in der Rentenversicherung (§ 55 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
und 2 des Gesetzes) für diesen Zeitraum übersteigt, 

2. der Antragsteller den nach § 55 Abs. 4 Satz 1 Nummer 1 oder Abs. 5 des 
Gesetzes erforderlichen Nachweis bereits erbracht hat und 

3. die nach § 55 Abs. 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des Gesetzes 
erforderliche Bekanntmachung der Bundesregierung bereits erfolgt ist.  

 
(3) Wurde eine Steuerentlastung für innerhalb eines vorläufigen 
Abrechnungszeitraums verwendete Energieerzeugnisse nach Abs. 2 gewährt, 
hat der Antragsteller einen zusammenfassenden Antrag nach Abs. 1 für das 
Kalenderjahr bis zum 31. Juli des folgenden Kalenderjahres abzugeben. Wird 
der zusammenfassende Antrag nicht oder nicht rechtzeitig abgegeben, 
fordert das Hauptzollamt die nach Abs. 2 gewährte Steuerentlastung zurück. 
 
(4) § 100 Abs. 3 bis 5 und § 100a gelten entsprechend. 
 
 
 

  Änderung: StromStV »Stromsteuerverordnung« vom 2.1.2018 

Zu § 9a des Gesetzes 
§ 17a Erlass, Erstattung oder Vergütung der Steuer für bestimmte 
Prozesse und Verfahren 
(1) Der Erlass, die Erstattung oder die Vergütung der Steuer nach § 9a des 
Gesetzes ist bei dem für den Antragsteller zuständigen Hauptzollamt mit 
einer Anmeldung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck für innerhalb 
eines Erlass-, Erstattungs- oder Vergütungsabschnitts entnommenen Strom 
zu beantragen. Der Antragsteller hat in der Anmeldung alle für die 
Bemessung des Erlasses, der Erstattung oder der Vergütung erforderlichen 
Angaben zu machen und den Erlass, die Erstattung oder die Vergütung selbst 
zu berechnen. Der Erlass, die Erstattung oder die Vergütung wird nur 
gewährt, wenn der Antrag spätestens bis zum 31. Dezember des Jahres, das 
auf das Kalenderjahr folgt, in dem der Strom entnommen wurde, beim 
Hauptzollamt gestellt wird. 
 
(2) Erlass-, Erstattungs- oder Vergütungsabschnitt ist das Kalenderjahr. 
Bestimmt sich der maßgebende Zeitraum für die Zuordnung des 
Unternehmens zum Produzierenden Gewerbe nach § 15 Abs. 3 Satz 1, kann 
der Antragsteller das Kalendervierteljahr oder das Kalenderhalbjahr als 

Die nebenstehenden Paragrafen be-
inhalten keine eigenständigen Betrei-
berpflichten. Sie konkretisieren ledig-
lich die entsprechenden Paragrafen 
des StromStG. 
 
Falls Sie es für notwendig erachten, 
übernehmen/überschreiben Sie die 
relevanten Paragrafen in Ihrem 
Rechtsverzeichnis. 
 

  Beachten Sie die Regelgungen. 
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Erlass-, Erstattungs- oder Vergütungsabschnitt wählen. Das Hauptzollamt 
kann im Fall des Satzes 2 auf Antrag auch den Kalendermonat als Erlass-, 
Erstattungs- oder Vergütungsabschnitt zulassen. 
 
(3) Dem Antrag sind beizufügen: 
1. eine Beschreibung der wirtschaftlichen Tätigkeiten des Unternehmens 

im maßgebenden Zeitraum nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck, 
die dem Hauptzollamt eine Zuordnung des Unternehmens zu einem 
Abschnitt oder gegebenenfalls einer Klasse der Klassifikation der 
Wirtschaftszweige ermöglicht, es sei denn, die Beschreibung liegt dem 
Hauptzollamt für den maßgebenden Zeitraum bereits vor, 

2. bei erstmaliger Antragstellung eine Betriebserklärung, in der die 
Verwendung des Stroms genau beschrieben ist.  

 
Weiteren Anträgen muss eine Betriebserklärung nur beigefügt werden, wenn 
sich Änderungen gegenüber der dem Hauptzollamt bereits vorliegenden 
Betriebserklärung ergeben haben. Der Antragsteller hat die Änderungen 
besonders kenntlich zu machen. 
 
(5) Das Laden und das Wiederaufladen von Batterien und Akkumulatoren 
gelten nicht als Elektrolyse oder chemisches Reduktionsverfahren im Sinn 
des § 9a Abs. 1 Nummer 1 oder Nummer 4 des Gesetzes. 
 
(4) Der Antragsteller hat einen buchmäßigen Nachweis zu führen, aus dem 
sich für den Entlastungsabschnitt die Menge und der genaue 
Verwendungszweck des Stroms ergeben müssen. 
 
(4a) Zur Ermittlung der entlastungsfähigen Mengen ist der Strom zu messen, 
der zu den Zwecken nach § 9a des Gesetzes entnommen wurde. Das 
zuständige Hauptzollamt kann auf Antrag weitere Ermittlungsmethoden 
zulassen, soweit die Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. 
 
 
Zu § 9b des Gesetzes  
§ 17b Steuerentlastung für Unternehmen  
(1) Die Steuerentlastung nach § 9b des Gesetzes ist bei dem für den 
Antragsteller zuständigen Hauptzollamt mit einer Anmeldung nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck für den Strom zu beantragen, der innerhalb 
eines Entlastungsabschnitts entnommen worden ist. Der Antragsteller hat in 
der Anmeldung alle Angaben zu machen, die für die Bemessung der 
Steuerentlastung erforderlich sind, und die Steuerentlastung selbst zu 
berechnen. Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag 
spätestens bis zum 31. Dezember des Jahres, das auf das Kalenderjahr folgt, 
in dem der Strom entnommen worden ist, beim Hauptzollamt gestellt wird. 
 
(2) Entlastungsabschnitt ist das Kalenderjahr. Bestimmt sich der 
maßgebende Zeitraum für die Zuordnung eines Unternehmens zum 
Produzierenden Gewerbe oder zur Land- und Forstwirtschaft nach § 15 Abs. 3 
Satz 1, kann der Antragsteller abweichend von Satz 1 das Kalendervierteljahr 
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oder das Kalenderhalbjahr als Entlastungsabschnitt wählen. Das 
Hauptzollamt kann im Fall des Satzes 2 auf Antrag auch den Kalendermonat 
als Entlastungsabschnitt zulassen. Eine Steuerentlastung wird in den Fällen 
der Sätze 2 und 3 jedoch nur gewährt, wenn der Entlastungsbetrag den 
Betrag nach § 9b Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes bereits im jeweils ersten 
Entlastungsabschnitt eines Kalenderjahres überschreitet. 
 
(3) Der Antragsteller hat dem Antrag eine Beschreibung seiner 
wirtschaftlichen Tätigkeiten im maßgebenden Zeitraum nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck beizufügen, es sei denn, die Beschreibung liegt 
dem Hauptzollamt bereits vor. Die Beschreibung muss es dem Hauptzollamt 
ermöglichen, das Unternehmen einem Abschnitt oder einer Klasse der 
Klassifikation der Wirtschaftszweige zuzuordnen. 
 
(4) Vom Antragsteller erzeugter oder bezogener Strom gilt auch dann als für 
betriebliche Zwecke entnommen, wenn 
1. der Strom durch ein anderes Unternehmen im Betrieb des Antragstellers 

entnommen wird und dieses Unternehmen damit nur zeitweise dort eine 
Leistung erbringt, die ausschließlich auf dem Betriebsgelände des 
Antragstellers erbracht werden kann, 

2. solcher Strom üblicherweise nicht gesondert abgerechnet wird und 
3. der Empfänger  der  unter  Entnahme  des Stroms erbrachten Leistung 

der Antragsteller ist. 
 
(5) Eine Schätzung der jeweils selbst oder von einem anderen Unternehmen 
(§ 17c) des Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft 
verwendeten Nutzenergiemengen und der für die Erzeugung der 
Nutzenergie entnommenen Strommengen ist zulässig, soweit 
1. eine genaue Ermittlung der Mengen nur mit unvertretbarem Aufwand 

möglich wäre und 
2. die Schätzung nach allgemein anerkannten Regeln der Technik erfolgt 

und für nicht sachverständige Dritte jederzeit nachprüf- und 
nachvollziehbar ist.  

 
(6) Der Antragsteller hat einen buchmäßigen Nachweis zu führen, aus dem 
sich für den jeweiligen Entlastungsabschnitt ergeben müssen: 
1. die Menge des vom Antragsteller verbrauchten Stroms, 
2. der genaue Verwendungszweck des Stroms, 
3. soweit die erzeugte Nutzenergie durch ein anderes Unternehmen des 

Produzierenden Gewerbes oder der Land- und Forstwirtschaft verwendet 
worden ist (§ 17c): 
a. der Name und die Anschrift dieses anderen Unternehmens sowie 
b. die Nutzenergiemengen, die durch dieses andere Unternehmen 

jeweils verwendet worden sind, sowie die für die Erzeugung der 
Nutzenergie jeweils entnommenen Strommengen.  

 
(7) Nutzenergie sind Licht, Wärme, Kälte, mechanische Energie und 
Druckluft, ausgenommen Druckluft, die in Druckflaschen oder anderen 
Behältern abgegeben wird. […] 
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Zu § 10 des Gesetzes 
[…] 
§ 19 Erlass, Erstattung oder Vergütung der Steuer in Sonderfällen 
(1) Der Erlass, die Erstattung oder die Vergütung der Steuer nach § 10 des 
Gesetzes ist bei dem für den Antragsteller zuständigen Hauptzollamt nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck für den Strom zu beantragen, der 
innerhalb eines Kalenderjahres (Abrechnungszeitraum) entnommen worden 
ist. Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Antrag spätestens bis 
zum 31. Dezember des Jahres, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem der 
Strom entnommen worden ist, beim Hauptzollamt gestellt wird. 
 
(2) Bestimmt sich der maßgebende Zeitraum für die Zuordnung des 
Unternehmens zum Produzierenden Gewerbe nach § 15 Abs. 3 Satz 1, kann 
das Hauptzollamt unbeschadet des § 6 Abs. 2 auf Antrag einen vorläufigen 
Erlass-, Erstattungs- oder Vergütungszeitraum von einem Kalendermonat, 
einem Kalendervierteljahr oder einem Kalenderhalbjahr (vorläufiger 
Abrechnungszeitraum) zulassen und die Steuer für innerhalb eines 
vorläufigen Abrechnungszeitraumes entnommenen Strom erlassen, 
erstatten oder vergüten. Zur Errechnung der Höhe des Erlasses, der 
Erstattung oder der Vergütung ist § 10 des Gesetzes sinngemäß auf den 
vorläufigen Abrechnungszeitraum anzuwenden. Die Steuer wird nur dann 
nach Satz 1 erlassen, erstattet oder vergütet, wenn 
1. die Steuer nach § 10 Abs. 1 Satz 1 bis 4 des Gesetzes bereits im ersten 

vorläufigen Abrechnungszeitraum im Kalenderjahr den 
Unterschiedsbetrag in der Rentenversicherung (§ 10 Abs. 2 Satz 1 
Nummer 1 und 2 des Gesetzes) für diesen Zeitraum übersteigt, 

2. der Antragsteller den nach § 10 Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 oder Abs. 4 des 
Gesetzes erforderlichen Nachweis bereits erbracht hat und 

3. die nach § 10 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des Gesetzes 
erforderliche Bekanntmachung der Bundesregierung bereits erfolgt ist.  

 
(3) Wurde die voraussichtlich zu erlassende, zu erstattende oder zu 
vergütende Steuer bei der Berechnung der Höhe der Vorauszahlungen nach 
§ 6 Abs. 2 berücksichtigt oder die Steuer für innerhalb eines vorläufigen 
Abrechnungszeitraumes entnommenen Strom nach Abs. 2 erlassen, erstattet 
oder vergütet, hat der Antragsteller einen zusammenfassenden Antrag nach 
Abs. 1 für das Kalenderjahr bis zum 31. Juli des folgenden Kalenderjahres 
abzugeben. Wird der zusammenfassende Antrag nicht oder nicht rechtzeitig 
abgegeben, fordert das Hauptzollamt die nach Abs. 2 erlassene, erstattete 
oder vergütete Steuer zurück 
 
(4) § 17b Abs. 3 bis 8 und § 17c gelten entsprechend. 
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  Neu: DGUV Regel 113-020 »Hydraulik-Schlauchleitungen und Hydraulik-Flüssigkeiten« vom 1.10.2017 

1 Anwendungsbereich 
Diese DGUV Regel findet Anwendung auf Arbeitsmittel, in denen 
Hydraulikanlagen mit Hydraulik-Schlauchleitungen zum Antrieb in 
Maschinen, mobilen Arbeitsmitteln, Anlagen, Fahrzeugen sowie Schiffen und 
Offshore-Anlagen zum Einsatz kommen. 
 
Sie findet ebenso Anwendung auf den Einsatz und den Umgang mit 
Hydraulik- Flüssigkeiten.  
 
 
3 Gefährdungen beim Einsatz von Hydraulik-Schlauchleitungen - 
Ursachen und Maßnahmen  
Unternehmer oder Unternehmerinnen, die ihren Beschäftigten Arbeitsmittel 
bereitstellen, haben […] eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. […].  
 
Dabei sind die Gefährdungen zu berücksichtigen, die mit der Benutzung der 
Arbeitsmittel selbst verbunden sind, aber auch Gefährdungen, die durch 
Wechselwirkungen und Einflüsse von Arbeitsmitteln untereinander oder mit 
Arbeitsstoffen oder der Arbeitsumgebung hervorgerufen werden.  
 
Für den Einsatz von Hydraulik-Schlauchleitungen in Hydraulikanlagen sind 
hierzu die folgenden denkbaren Gefährdungen für Beschäftigte, die Anlagen 
oder Maschinen bedienen, instand halten oder umrüsten, in die 
Überlegungen einzubeziehen.  
 
 
 
4.1 Auswahl, Bestellung, Herstellung und Kennzeichnung 
4.1.1 Auswahl und Bestellung 
Hydraulik-Schlauchleitungen sind so auszuwählen bzw. auszulegen, dass sie 
bei allen beabsichtigten Anwendungen und Betriebszuständen der Anlage 
innerhalb derer sie zum Einsatz kommen, sicher arbeiten. [...] 
 
 
4.4 Prüfung von Hydraulik-Schlauchleitungen 
[...] Prüfungen sind erforderlich 
1. nach der Montage und vor der erstmaligen Benutzung der Hydraulik-

Schlauchleitung, 
2. nach Unfällen, längeren Zeiträumen der Nichtbenutzung und 

besonderen beanspruchenden Ereignissen wie z.B. Kollisionen, 
Naturereignissen, Überhitzungen (außerordentliche Überprüfung), 

3. wiederkehrend in festgelegten regelmäßigen Abständen.  
 

Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Art, Umfang und Fristen der 
Prüfungen für seine individuellen Einsatzbedingungen im Rahmen der nach 
Arbeitsschutzgesetz und Betriebssicherheitsverordnung geforderten 

  Übernehmen Sie die nebenste-
henden Betreiberpflichten in Ihr 
Rechtsverzeichnis, sofern Sie davon 
betroffen sind. 
 
Bitte beachten Sie unbedingt, dass 
diese DGUV Regel zahlreiche materi-
elle Anforderung enthält, die beim 
Umgang mit Hydraulikflüssigkeiten 
zum Tragen kommen. Beachten Sie 
diese auch. 
 
 
 

  Für unsere Kunden, die unseren 
Update-Service gebucht haben, kom-
mentieren wir die nebenstehenden 
Betreiberpflichten in einer Compli-
ance-Info Sonderausgabe und geben 
Hinweise zur Umsetzung.  
 
Wenn Sie eine solche Leistung 
ebenfalls nützlich finden, dann 
sprechen Sie uns bitte an: 
Andrea Wieland, +49 7123 30780-22, 
andrea.wieland@risolva.de 

http://www.risolva.de/
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/uvv/r100/113_020ges.htm
mailto:andrea.wieland@risolva.de


Infobrief  
Januar 2018 

 

 

© Risolva GmbH, Carl-Zeiss-Straße 18, 72555 Metzingen, www.risolva.de Seite 18 von 27 
Stand: Veröffentlichungen, die bis 24. Januar 2018 online verfügbar waren 

Gefährdungsbeurteilung festgelegt werden. Die Vorgaben und 
Empfehlungen der Hersteller sind dabei zu beachten. 
 
Die getroffenen Festlegungen zu Art, Umfang und Fristen (sowie auch den 
Auswechselintervallen), sind als Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung 
schriftlich zu dokumentieren. Die Ergebnisse der Prüfungen sind - z.B. mit 
dem Prüfprotokoll der Maschine - aufzuzeichnen und mindestens bis zur 
nächsten Prüfung aufzubewahren. 
 
Die genannten Prüfungen dürfen nur von zur Prüfung befähigten und vom 
Arbeitgeber beauftragten Personen durchgeführt werden (siehe Abschnitt 
4.4.3). 
 
 
4.4.1 Die Prüfung nach der Montage/vor der erstmaligen Benutzung und 
nach Instandsetzung oder prüfpflichtigen Änderungen 
Bei der Prüfung nach der Montage und vor der erstmaligen Benutzung 
werden die Kriterien beurteilt, die im Zusammenhang mit der Montage der 
Hydraulik-Schlauchleitungen stehen und nur an der vollständig montierten 
Maschine beurteilt werden können. [...] 
 
Auch nach Schadensereignissen oder Änderungen an der Maschine und in der 
hydraulischen Anlage (Steuerung und Ausrüstung), die schädigende 
Auswirkungen auf die Sicherheit haben könnten, ist vor erneuter Benutzung 
der Maschine (Wiederinbetriebnahme) eine Prüfung durch eine zur Prüfung 
befähigte Person durchzuführen. Ebenso nach größeren 
Instandsetzungsarbeiten, insbesondere wenn diese mit Neuverlegung von 
Hydraulik-Schlauchleitungen verbunden waren […]. 
 
Prüfpflichtige Änderungen an Maschinen oder Hydraulikanlagen sollten 
erfasst und in die Dokumentation der Maschine aufgenommen werden, da 
diese Dokumentation bei den nachfolgenden Prüfungen (vor erneuter 
Benutzung und wiederkehrend) eine wesentliche Grundlage für die 
Beurteilung der Sicherheit des zu prüfenden Gegenstandes bildet. 
 
 
4.4.2 Wiederkehrende Prüfung 
Da Hydraulik-Schlauchleitungen im Betrieb Schäden verursachenden 
Einflüssen unterliegen, die zu gefährlichen Situationen führen können, 
müssen sie in festgelegten Zeitabständen wiederkehrend geprüft werden. 
[...] 
 
Sofern bei der Prüfung der Hydraulik-Schlauchleitung Mängel festgestellt 
werden, die den sicheren Zustand des Arbeitsmittels beeinträchtigen, sind 
diese sofort zu beheben. Ist dies nicht möglich, sind geeignete Maßnahmen 
zu treffen, damit das Arbeitsmittel vor einer Instandsetzung nicht weiter 
benutzt werden kann. 
 

http://www.risolva.de/


Infobrief  
Januar 2018 

 

 

© Risolva GmbH, Carl-Zeiss-Straße 18, 72555 Metzingen, www.risolva.de Seite 19 von 27 
Stand: Veröffentlichungen, die bis 24. Januar 2018 online verfügbar waren 

Hydraulik-Schlauchleitungen mit Mängeln, die einen sicheren Weiterbetrieb 
nicht gewährleisten, müssen ausgetauscht werden. 
 
Beschädigte Hydraulik-Schlauchleitungen dürfen nicht repariert oder aus 
alten, vorher bereits verwendeten, Teilen neu zusammengefügt werden! 
 
Sofern mehrere Hydraulik-Schlauchleitungen gleichzeitig ausgetauscht 
werden, sind Vorkehrungen zu treffen, die eine Verwechslung der Anschlüsse 
bzw. des Einbauortes verhindern. 
 
 
4.4.2.2 Prüffristen 
Die Festlegung von Fristen für die wiederkehrenden Prüfungen der Hydraulik- 
Schlauchleitungen muss im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung erfolgen 
und zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme bereits erfolgt sein. Dies ist eine 
Vorgabe aus der Betriebssicherheitsverordnung. 
 
Die Zeitabstände zwischen wiederkehrenden Prüfungen sind so zu wählen, 
dass Abweichungen vom betriebssicheren Zustand eines Arbeitsmittels 
rechtzeitig erkannt und beseitigt werden können d. h. dass die Hydraulik-
Schlauchleitung bis zur nächsten wiederkehrenden Prüfung sicher verwendet 
werden kann. 
 
Die hier genannten Fristen [im Infobrief nicht dargestellt] für wiederkehrende 
Prüfungen sind Richt- und Erfahrungswerte. Aufgrund der 
Gefährdungsbeurteilung, besonderen betrieblichen Gegebenheiten oder 
nach den konkreten Vorgaben des Herstellers in der Betriebsanleitung der 
Maschine sind gegebenenfalls kürzere Prüffristen festzulegen. Es können 
auch längere Prüffristen festgelegt werden, sofern dies sicherheitstechnisch 
vertretbar und begründet ist. Die Festlegung der Prüffristen ist zu 
dokumentieren (als Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung). 
 
Haben sich die Voraussetzungen, die früher zur Festlegung der Prüffristen der 
Hydraulik-Schlauchleitungen geführt haben, so verändert, dass sie die 
Festlegung der Prüffristen und Auswechselintervalle beeinflussen, so sind 
Prüffristen und Auswechselintervalle zu überprüfen und gegebenenfalls neu 
festzulegen. Hierzu müssen vor allem auch Änderungen der 
Einsatzbedingungen und Umgebungsbedingungen beachtet werden [...] 
 
 
4.4.3 Zur Prüfung befähigte Personen für die Prüfung von Hydraulik-
Schlauchleitungen 
Eine zur Prüfung befähigte Person ist eine Person, die durch ihre 
Berufsausbildung, ihre Berufserfahrung und ihre zeitnahe berufliche Tätigkeit 
über die erforderlichen Fachkenntnisse zur Prüfung von Arbeitsmitteln - im 
vorliegenden Fall zur Prüfung der Hydraulik-Schlauchleitungen - verfügt.  
 
Die zur Prüfung befähigte Person unterliegt bei ihrer Prüftätigkeit keinen 
fachlichen Weisungen und darf wegen dieser nicht benachteiligt werden 
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4.5 Auswechseln von Hydraulik-Schlauchleitungen 
Grundsätzlich unterliegen alle Hydraulik-Schläuche und Hydraulik-
Schlauchleitungen auch bei sachgemäßer Lagerung und zulässiger 
Beanspruchung während des Einsatzes einer natürlichen Alterung, welche die 
Werkstoff- und Verbund-Eigenschaften verändert und die Leistungsfähigkeit 
der Hydraulik-Schlauchleitungen herabsetzt. 
 
Die Verwendungsdauer einer Hydraulik-Schlauchleitung ist dadurch begrenzt 
und der Arbeitgeber muss dafür sorgen, dass diese in angemessenen 
Abständen ausgetauscht werden. 
 
 
4.5.1 Die Verwendungsdauer von Hydraulik-Schlauchleitungen 
Bei der betrieblichen Festlegung der Verwendungsdauer bzw. des 
Auswechselintervalls der einzelnen Hydraulik-Schlauchleitungen sind die 
konkreten Vorgaben und Empfehlungen der Hydraulik-Schlauchleitungs- 
bzw. Maschinenhersteller zu beachten. Aber auch die eigenen 
Erfahrungswerte bei den individuell vorliegenden Einsatzbedingungen und 
die damit verbundenen Ergebnisse der bisherigen Prüfungen sind von Belang.  
 
 
5.1 Maßnahmen gegen Gesundheits- und Umweltgefahren 
Hydraulik-Flüssigkeiten sind Bestandteil der hydraulischen Ausrüstung einer 
betriebsfertigen Maschine oder Anlage und dürfen nicht zu einer Gefährdung 
der Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten oder der Umwelt führen. 
Hersteller und Lieferanten der Hydraulik-Flüssigkeiten müssen aktuelle 
Sicherheitsdatenblätter zur Verfügung stellen. Diese enthalten detaillierte 
Informationen zu den Gesundheits- und Umweltgefahren und den zu 
ergreifenden Schutzmaßnahmen. [...] 
 
 
5.1.2 Betriebsanweisung/ Unterweisung 
Die Verwenderin oder der Verwender von Hydraulik-Flüssigkeiten hat sich im 
Rahmen der Gefährdungsbeurteilung auch über mögliche 
Gesundheitsgefahren beim Umgang mit diesen Flüssigkeiten zu informieren 
und geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen. 
 
Auch hierzu geben die Sicherheitsdatenblätter, die der Hersteller bzw. 
Händler dem Verwender oder der Verwenderin zur Verfügung stellen muss, 
Hinweise. 
 
Für Tätigkeiten mit Hydraulik-Flüssigkeiten ist eine schriftliche 
Betriebsanweisung zu erstellen, in der die auftretenden 
Gesundheitsgefährdungen, erforderliche Schutzmaßnahmen und 
Verhaltensregeln, Maßnahmen bei Betriebsstörungen, Unfällen und 
Notfällen, Maßnahmen der ersten Hilfe, Hygienehinweise und Hinweise zur 
sachgerechten Entsorgung festgelegt werden. Ein Beispiel für eine 
Betriebsanweisung für den Umgang mit Hydraulik-Flüssigkeiten ist in 
Anhang 2 enthalten. 
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Die Beschäftigten sind anhand der Betriebsanweisung vor der Beschäftigung 
und danach regelmäßig über Sicherheit und Gesundheitsschutz beim 
Umgang mit Hydraulik-Flüssigkeiten zu unterweisen.  
 
 
5.1.3 Umwelt- und Gewässerschutz 
Hydraulik-Flüssigkeiten sind so zu lagern, zu transportieren und abzufüllen, 
dass eine Verunreinigung von Boden und Gewässern vermieden wird. [...] 
 
 
 

Teil 3 - Zusatzinformationen 

Ausblick 

 BMUB: Referentenentwurf einer Verordnung zur Änderung der Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-Verordnung 
und der Anzeige- und Erlaubnisverordnung veröffentlicht 

Das Bundesumweltministerium (BMUB) hat einen Refe-
rentenentwurf einer Verordnung zur Änderung der 
Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-Verordnung und der 
Anzeige- und Erlaubnisverordnung veröffentlicht. Der Ent-
wurf der vorliegenden Änderungsverordnung dient der 
1:1-Umsetzung mehrerer Richtlinien der Europäischen 
Kommission. 
 
Der Referentenentwurf ist auf der Homepage des BMUB 
abrufbar. 
 

Die Richtlinie (EU) 2017/2102 ändert Vorgaben der RoHS-
Richtlinie. Diese regelt die Beschränkung bestimmter ge-
fährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten. Sie ist 
national durch die Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-Ver-
ordnung (ElektroStoffV) umgesetzt. Die Änderungen an der 
RoHS-Richtlinie sehen einen neuen Ausschluss für Pfeifen-
orgeln aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie, eine Er-
weiterung des bereits bestehenden Ausschlusses aus dem 
Anwendungsbereich für bewegliche Maschinen sowie Er-
leichterungen mit Blick auf die Förderung von Sekundär-
markttätigkeiten (Weiterverkauf, Gebrauchtwarenhandel, 
Reparatur) für Elektro- und Elektronikgeräte oder deren 
Teile vor. 
Die geänderten Vorgaben sind […] bis zum 12. Juni 2019 
umzusetzen. Der vorliegende Entwurf ist noch nicht mit den 
Ressorts abgestimmt. Quelle: IHK Karlsruhe basierend auf 
der Pressemitteilung des BMUB. 
 
 

 Neues von Ausschluss für Gefahrstoffe 

Bei seiner 61. Sitzung am 6. und 7. November 2017 hat der 
Ausschuss für Gefahrstoffe (AGS) unter anderem die ne-
benstehenden Beschlüsse gefasst, die voraussichtlich ab 
Februar 2018 im Gemeinsamen Ministerialblatt (und im In-
ternet) veröffentlicht werden. 

Neu: 

 VSK »Mineralische Stäube ... in Dentallaboratorien« 

 Analyse und Positionierung »Arbeitsschutz und REACH«  

 Information des AGS zur Absenkung der Akzeptanzkon-
zentration gemäß TRGS 910 im Jahr 2018  

 Orientierungshilfe für die Begründung und Beantragung 
von befristeten Übergangsregelungen im Technischen 
Regelwerk 

 

http://www.risolva.de/
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Gesetze/elektrostoffv_abfaev_entwurf_bf.pdf
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Gesetze/elektrostoffv_abfaev_entwurf_bf.pdf
http://www.bmub.bund.de/themen/wasser-abfall-boden/abfallwirtschaft/wasser-abfallwirtschaft-download/artikel/verordnung-zur-aenderung-der-elektro-und-elektronikgeraete-stoff-verordnung-und-der-anzeige-und-erlaubnisverordnung/?tx_ttnews%5BbackPid%5D=583&cHash=fa28eee5d93a20505b654ce0a0be73ea
https://www.karlsruhe.ihk.de/innovation/umwelt/Abfall/Elektroaltgeraete/bmub--referentenentwurf-einer-verordnung-zur-aenderung-der/3942922
http://www.bmub.bund.de/themen/wasser-abfall-boden/abfallwirtschaft/wasser-abfallwirtschaft-download/artikel/verordnung-zur-aenderung-der-elektro-und-elektronikgeraete-stoff-verordnung-und-der-anzeige-und-erlaubnisverordnung/?tx_ttnews%5BbackPid%5D=583&cHash=fa28eee5d93a20505b654ce0a0be73ea
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Änderungen und Ergänzungen 

 TRGS 201 »Einstufung und Kennzeichnung bei Tätigkei-
ten mit Gefahrstoffen« 

 TRGS 725 »Gefährliche, explosionsfähige Atmosphäre - 
Mess-, Steuer- und Regeleinrichtungen im Rahmen von 
Explosionsschutzmaßnahmen« 

 TRGS 900 »Arbeitsplatzgrenzwerte« 

 TRGS 903 »Biologische Grenzwerte (BGW)« 

 TRGS 910 »Risikobezogenes Maßnahmenkonzept für 
Tätigkeiten mit krebserzeugenden Gefahrstoffen« 

 
 

Hintergrundinformationen 

 FAQs zum Marktstammdatenregister 

Im Risolva Infobrief Dezember 2017 hatten wir schon einen 
Ausblick gegeben auf die Auslegung der Bundesnetzagen-
tur hinsichtlich der Interpretation von Strom- bzw. Gaslie-
ferant. Die darin angekündigten FAQs sind nun online.  

Die Fragen sind gruppiert nach folgenden Kategorien: 

 Allgemeine Informationen 

 Welche Akteure müssen sich registrieren? 

 Welche Anlagen müssen registriert werden? 

 Was gilt bis zum Start des Webportals? 

 Weitere Informationsangebote 

 Registrierung von Solaranlagen 

 Registrierung von Stromspeichern 

 Registrierung von Stromlieferanten  

 Datenveröffentlichung 
 

  Bitte informieren Sie sich, ob und welche Pflichten Sie 
haben. Das gilt insbesondere für diejenigen, über denen das 
Damoklesschwert des Stromlieferanten im Hinblick auf die 
reine Weiterverteilung von Strom hing (analog für Gas). 
 
 

 Beteiligung der Praxis im Rahmen der Qualitätssicherung der Technischen Regeln für Gefahrstoffe 

Mit dem Ziel der Qualitätssicherung werden durch den 
Ausschuss für Gefahrstoffe (AGS) Technische Regeln 
(TRGS) weiterentwickelt sowie regelmäßig überprüft und 
bei Bedarf überarbeitet. Dabei sollen auch Hinweise aus 
der Praxis berücksichtigt werden. 
 
Möglichkeit der Stellungnahme zur Aktualisierung von 
Technischen Regeln des AGS bis zum 31. März 2018. 

Haben Sie als Anwender Hinweise zu den nachfolgend ge-
nannten TRGS? 

 TRGS 510 »Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbewegli-
chen Behältern« 

 TRGS 600 »Substitution« 

 TRGS 910 »Risikobezogenes Maßnahmenkonzept für 
Tätigkeiten mit krebserzeugenden Gefahrstoffen« 

 
Bitte senden Sie Hinweise, Anmerkungen oder Stellungnah-
men möglichst bis 31. März 2018 an die AGS-Geschäftsfüh-
rung [Anm. Risolva: Die Kontaktdaten finden Sie unter dem 
Link der Quellenangabe]. Quelle: BAuA 
 

http://www.risolva.de/
https://www.risolva.de/de/dateien/infobriefe/risolva-infobrief-72-dezember-2017.pdf
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/DatenaustauschundMonitoring/MaStR/FAQ/mastr_faq_node.html
https://www.baua.de/DE/Aufgaben/Geschaeftsfuehrung-von-Ausschuessen/AGS/TRGS.html
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 Ab 1.1.2018 nur noch neue ADR-Bescheinigungen gültig 

Die bislang noch gültigen orangefarbenen ADR-Bescheini-
gungen sind ab 1.1.2018 nicht mehr gültig. Stattdessen 
gelten nun nur noch die ADR-Bescheinigungen im Scheck-
kartenformat. 
 
 

 

 Verantwortung der Führungskräfte im Arbeitsschutz – Gefährdungsbeurteilung 

Das neue Merkblatt A 017-1 »Verantwortung der Füh-
rungskräfte im Arbeitsschutz – Gefährdungsorientierte 
Schlüsselfragen zum Merkblatt A 017« enthält Schlüssel-
fragen, die – ausgehend von einer vorhandenen Gefähr-
dungsbeurteilung – einer punktuellen Überprüfung der 
Gefährdungsbeurteilung dienen. 
 

Das Merkblatt enthält zu jedem der 11 Abschnitte des allge-
meinen Gefährdungskataloges des Merkblatts A 017 Schlüs-
selfragen. Diese zielen auf Unterlagen ab, die infolge der 
Gefährdungsbeurteilung zu erstellen waren, wie beispiels-
weise Unterlagen zu Unterweisungen, Unterlagen zu durch-
geführten Prüfungen oder spezielle Verzeichnisse wie bei-
spielsweise das Gefahrstoffverzeichnis.  
 
Sie können das Merkblatt im Medienshop bestellen (für Mit-
gliedsbetriebe in der Regel kostenlos). Quelle: BG RCI Fach-
wissen-Newsletter 6/2017 
 
Anmerkung Risolva: 
Falls Sie Ihren Führungskräften eine interessante, praxisori-
entierte und kurzweilige Schulung zu diesem Thema gön-
nen wollen, sprechen Sie uns an. Unsere Klassiker 

 Schulung Unternehmerpflichten 

 Schulung Gefährdungsbeurteilung 
erfreuen sich großer Beliebtheit und bekommen von den 
Teilnehmern Bestnoten. 
 
Bei Interesse sprechen Sie uns bitte an: 
Andrea Wieland, +49 7123 30780-22, 
andrea.wieland@risolva.de 
 
 
 

 baua: Aktuell - Ausgabe 3/2017 

Die Veröffentlichung »baua: Aktuell / Amtliche Mitteilun-
gen der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedi-
zin (BAuA)« berichtet regelmäßig über Ergebnisse von 
Forschung und Forschungsanwendung sowie über die Ar-
beit der Bundesanstalt einschließlich der DASA Arbeits-
welt Ausstellung. Quelle: BAuA 
 
 

Die aktuelle Ausgabe können Sie sich auf der Internetseite 
der BAuA herunterladen. 
 
Schwerpunkt dieser Ausgabe ist das Thema »Physikali-
sche Faktoren am Arbeitsplatz«. Dazu gehört auch das 
Thema Lichtmangel und Licht zur falschen Zeit. Worum 
geht’s? 
 
Viele physiologische Prozesse im menschlichen Körper, 
wie der Schlaf-Wach-Rhythmus, die Ausschüttung von 

http://www.risolva.de/
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Hormonen, die Änderungen des Blutdrucks oder die 
kognitive Leistungsfähigkeit, unterliegen der circadia-
nen Rhythmik. Sie wird durch die zentrale »innere Uhr« 
gesteuert, die ihrerseits weitere »innere Uhren« in den 
Organen und Zellen des Körpers taktet. Die zentrale »in-
nere Uhr« wird auf den externen 24-Stunden-Tag-
Nacht-Rhythmus mit Hilfe von äußeren Reizen, den so-
genannten Zeitgebern, angepasst. Quelle: BAuA 
 
Diesen Artikel aus der baua Aktuell finden Sie auch direkt 
auf der Seite der BAuA. 
 
 

 Tastaturen sind Bakterienschleudern 

Manche Tastatur ist fünf Mal höher bakteriell belastet als 
der Sitz einer öffentlichen Toilette. Die Berufsgenossen-
schaft Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse (BG E-
TEM) hat in ihrer Versichertenzeitung »impuls« Hygie-
netipps zusammengestellt.  
 
 

Anmerkungen Risolva:  
1. Den Artikel finden Sie auf der letzten Seite. 
2. Und da sagt noch einer, Otto-Normal-Büromensch 

hätte nichts mit der BioStoffV zu tun…  
 

 Arbeitsmedizinische Vorsorge verständlich erklärt 

Die arbeitsmedizinische Vorsorge ist ein wichtiger Be-
standteil des betrieblichen Arbeitsschutzes und stellt eine 
Ergänzung zu technischen und organisatorischen Arbeits-
schutzmaßnahmen dar.  
 
Mit Inkrafttreten der Verordnung zur arbeitsmedizinischen 
Vorsorge (ArbMedVV) Ende 2008 erfolgte eine Überfüh-
rung der Vorschriften zur arbeitsmedizinischen Vorsorge 
aus verschiedenen fachspezifischen staatlichen Verord-
nungen (beispielsweise Gefahrstoffverordnung, Bild-
schirmarbeitsverordnung) und auch aus dem Unfallverhü-
tungsrecht der Unfallversicherungsträger (BGV A4) in eine 
einzige staatliche Verordnung. Ende Oktober 2013 führte 
eine Novellierung der ArbMedVV zu einer deutlicheren 
Abgrenzung der arbeitsmedizinischen Vorsorge gegen-
über einer medizinischen Eignungsbeurteilung.  
 

Mit zwei neuen, miteinander verzahnten Schriften der 
Reihe kurz & bündig (KB-Schriften) unterstützt die BG RCI 
ihre Mitgliedsunternehmen bei der Umsetzung der Arb-
MedVV.  
 
Die Schrift KB 011-1 »Arbeitsmedizinische Vorsorge nach 
ArbMedVV – Teil 1: Grundlagen und Hinweise zur Durchfüh-
rung« informiert über die arbeitsmedizinische Vorsorge in 
einer verständlichen Frage-und-Antwort-Form.  
 
Der zweite Teil – KB 011-2 »Arbeitsmedizinische Vorsorge 
nach ArbMedVV – Teil 2: Ermittlung der Vorsorgeanlässe« – 
zeigt, wie die arbeitsmedizinische Vorsorge ausgehend vom 
Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung mit den im KB enthal-
tenen Checklisten geplant werden kann. Quelle: BG RCI 
Fachwissen-Newsletter 6/2017 
 
Anmerkung Risolva: 
Auch wir haben uns auf unserer News-Seite schon mit die-
sem Thema arbeitsmedizinische Vorsorge vs. Eignungs-
untersuchung auseinander gesetzt. Siehe dazu unsere Bei-
träge vom 25.07.2014 und vom 17.11.2015. 
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 Betriebsneulinge – Ein Leitfaden für Unternehmer und Unternehmerinnen sowie Führungskräfte 

Das überarbeitete Merkblatt A 024 »Betriebsneulinge – 
Ein Leitfaden für Unternehmer und Unternehmerinnen so-
wie Führungskräfte« gibt der Unternehmensleitung sowie 
Führungskräften hilfreiche Tipps für die Vorbereitung des 
Einstiegs und für eine strukturierte und effektive Einfüh-
rung des Neulings in den Betrieb. 

Im Merkblatt sind dazu fünf Checklisten enthalten: 

 Checkliste 1: Den Eintritt vorbereiten 

 Checkliste 2: Der erste Tag 

 Checkliste 3: Durchführung der Erstunterweisung 

 Checkliste 4: Hinweise zu PSA 

 Checkliste 5: Berufsanfänger unter 18 Jahren 
 
Das Merkblatt weist auf Pflichten und Verantwortungen der 
Unternehmensleitung und Führungskräfte hin und es wird 
auf bewährte betriebliche Einarbeitungsmodelle verwiesen, 
die in der betrieblichen Praxis angewendet werden. Quelle: 
BG RCI Fachwissen-Newsletter 6/2017 
 
Merkblatt und Checklisten finden Sie auf der Seite der BG 
RCI. 
 
 

 Kopf einschalten – Leben retten: Neue Unterweisungshilfen zu den »12 Lebensrettern« 

Mit den Sicherheitskurzgesprächen  

 SKG 030 »Lebensretter – Gefahr erkannt – Gefahr ge-
bannt« und  

 SKG 031 »Lebensretter – So verhalte ich mich sicher«  
wurden passende Unterweisungsmedien entwickelt, um 
die wichtigen Erkenntnisse aus der Analyse von Arbeitsun-
fällen in den Mitgliedsbetrieben der BG RCI direkt an die 
Beschäftigten weitergeben und im Detail besprechen zu 
können. 
 
 
Anmerkung Risolva: 
Wir hatten über die Lebensretter der BG RCI bereits infor-
miert im Risolva Infobrief März 2017. 
 
Dabei hat Lebensretter nichts mit Ersthelfer zu tun. Sie 
zeigen vielmehr Beschäftigten und Führungskräften an-
hand prägnanter Fakten, welche Ursachen am häufigsten 
zu tödlichen Unfällen geführt haben und wie sie diese Ge-
fahren in der Praxis vermeiden können. 
 
Unser Tipp: Unbedingt ansehen! 

 Die 12 Lebensretter für Beschäftigte »Mein Leben« 

 Die 12 Lebensretter für Führungskräfte »Meine Verant-
wortung« 

 
 

Der Schwerpunkt des SKG 030 »Lebensretter – Gefahr er-
kannt – Gefahr gebannt« liegt in der Thematisierung von 
Tätigkeiten, die überdurchschnittlich häufig zu schweren 
Unfällen führen. So wurden 90 Prozent der tödlichen Ar-
beitsunfälle laut BG RCI-Studie durch nur fünf Unfalltypen 
verursacht: 
1. Unfälle mit Fahrzeugen 
2. Störungsbeseitigung, Wartung, Reparatur und Reini-

gung von Maschinen und Anlagen 
3. Absturz von Leitern oder hoch gelegenen Arbeitsplät-

zen 
4. Umkippende Teile oder herabfallende Gegenstände 
5. Explosionen 
 
Hinzu kommt der Faktor Mensch:  
Bei 75 Prozent der untersuchten Arbeitsunfälle hatte die be-
troffene Person einen direkten Einfluss auf den Ablauf und 
machte den Unfall somit erst möglich. In SKG 031 »Lebens-
retter – So verhalte ich mich sicher« geht es daher um die 
Vermittlung von sicherheitsgerechtem Verhalten, das in 
vielen Fällen schwere Unfälle vermieden hätte. Quelle: BG 
RCI Fachwissen-Newsletter 6/2017 
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 Leitern und Tritte 

Der Einsatz von tragbaren Leitern und Tritten birgt in der 
betrieblichen Praxis ein hohes Gefährdungspotential. Des-
halb dürfen Leitern nur unter bestimmten Bedingungen 
eingesetzt werden. 
 
Anmerkung Risolva: 
Das Thema ist gerade passend nachdem wir im Risolva In-
fobrief Dezember 2017 über die neue Leiternnorm infor-
miert haben. 
 

Die neue kurz&bündig-Broschüre KB 009 »Leitern und 
Tritte« beleuchtet folgende Aspekte: 

 Auswahl des geeigneten Arbeitsmittels im Rahmen der 
Planung des Arbeitsauftrages 

 Was ist beim Einsatz von Leitern und Tritten zu beach-
ten 

 Anlegeleitern, Stehleitern, Mehrzweckleitern, Tritte, 
Sonderbauformen von Leitern und Tritten für verschie-
dene Anwendungen 

 Unterweisung und Einweisung der Beschäftigten 

 Prüfung sowie Reparatur/Wartung von Leitern 

 Kontrollblatt/Checkliste Leitern und Tritte 
Quelle: BG RCI Fachwissen-Newsletter 6/2017 
 
 

 Neue DGUV Publikationen 

Folgende Medien sind neu erschienen/neu gefasst worden:  DGUV Information 211-030 »Arbeitsschutzmanagement 
- Mit System sicher zum Erfolg« 

 DGUV Information 204-010 »Automatisierte Defibrilla-
tion im Rahmen der betrieblichen Ersten Hilfe« 

 DGUV Information 213-714 »Manuelles Kolbenlöten mit 
bleihaltigen Lotlegierungen in der Elektro- und Elektro-
nikindustrie« 

 DGUV Grundsatz 312-906 »Grundlagen zur Qualifizie-
rung von Personen für die sachkundige Überprüfung und 
Beurteilung von persönlichen Absturzschutzausrüstun-
gen« 

 

 Informationen zur Trinkwasserverordnung  

Wasserversorgungsanlagen, aus denen Trinkwasser ent-
nommen oder im Rahmen einer gewerblichen oder öffent-
lichen Tätigkeit genutzt werden, müssen nach der Trink-
wasserverordnung regelmäßigen Untersuchungen unter-
zogen werden. Darunter werden sowohl zentrale Wasser-
werke mit dem dazugehörigen Leitungsnetz (sog. a-Anla-
gen) als auch dezentrale kleine Wasserwerke mit weniger 
als 10 m³ am Tag (sog. b-Anlagen) gefasst. Dazu können 
bspw. auch Versorgungsanlagen in Unternehmen mit 
eigenen Brunnen oder Brunnen und Trinkwasserinstalla-
tion zur Versorgung von Ferienwohnungen zählen.  
 
Die in Anlage 4 der TrinkwV vorgegebenen Untersu-
chungshäufigkeiten und zu untersuchenden Parameter 
werden den europäischen Vorgaben der Trinkwasserricht-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für kleinere Wasserversorgungsanlagen sieht die Verord-
nung Erleichterungen vor: So sollen kleine dezentrale Was-
serversorgungsanlagen (sog. b-Anlagen) statt jährlich nur 
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linie angepasst. Auf Grundlage einer Risikobewertung sol-
len die Wasserversorger in Abstimmung mit dem Gesund-
heitsamt zukünftig davon abweichen können. Dazu sollen 
vom Umweltbundesamt zeitnah Leitlinien veröffentlicht 
werden.  
 
Für die regelmäßige Untersuchung von Großanlagen zur 
Trinkwassererwärmung (nun in § 14b) auf Legionellen er-
geben sich nur geringfügige Änderungen: So wird eine 
Frist zur erstmaligen Prüfung nach drei bis zwölf Monaten 
nach Erstinbetriebnahme eingeführt. Nach einem neuen 
§ 15a sollen zukünftig Untersuchungsstellen den Gesund-
heitsämtern Anzeigen bei bedenklichen Befunden erstat-
ten. Bisher waren nur der Unternehmer und der sonstige 
Inhaber dazu verpflichtet. Außerdem wurden Proben-
ahme- und Analyseverfahren aktualisiert. 

noch alle drei Jahre die umfassende Untersuchung durch-
führen müssen. Eigenversorgungsanlagen (sog. c-Anlagen 
oder »Hausbrunnen«) sollen die Probenahmen in Abstim-
mung mit dem Gesundheitsamt auf zukünftig fünf statt wie 
bisher mindestens drei Jahre ausdehnen können. Quelle: 
DIHK 
 
Anm. Risolva: 
Die Anforderungen an Untersuchungen richten sich vor al-
lem an Unternehmen, die mit der Wasserabgabe Geld ver-
dienen. Also zum Beispiel Hausbesitzer, die vermieten, Ho-
tels etc. Produzierende Unternehmen hingegen sind zum 
Beispiel von den von der TrinkwV geforderten Legionel-
lenuntersuchungen nicht direkt betroffen. Hier gilt aller-
dings der Vorsorgegrundsatz nach der ArbStättV, wo-
nach »der Arbeitgeber dafür zu sorgen hat, dass Arbeits-
stätten so eingerichtet und betrieben werden, dass Ge-
fährdungen für die Sicherheit und die Gesundheit der Be-
schäftigten möglichst vermieden und verbleibende Ge-
fährdungen möglichst gering gehalten werden.« 
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